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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 140/07 B 
 
L 9 U 683/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 U 4116/04 (SG Reutlingen) 
 
 
 
 
…......................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse Baden-Württemberg, 
Augsburger Straße 700, 70329 Stuttgart, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Juni 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 20. März 2007 wird als unzulässig 

verworfen.  

 

Kosten sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf die Zulassungsgründe des Verfahrensmangels und der Divergenz ge-

stützte Beschwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in 

§ 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese 

Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier.  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger rügt als Verfahrensmangel allein "fehlerhafte Beweiswürdigung", übersieht dabei 

indes die soeben wiedergegebene Vorschrift des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG.  

 

Eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist für eine Zulassung der Revision nur dann 

ausreichend begründet, wenn schlüssig erklärt wird, mit welchem genau bestimmten entschei-

dungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG von welcher genau bestimmten 

rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun-

des oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). 

Dazu genügt es nicht, die Unrichtigkeit der Entscheidung betreffend den Einzelfall darzutun. 

Entscheidend ist vielmehr die Darlegung der Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen, in der 

abstrakten Aussage (BSG ua Beschlüsse vom 10. Dezember 1997 - 2 BU 249/97 - sowie vom 

30. Juni 1999 - B 2 U 140/98 B -; Krasney/Udsching, aaO, RdNr 196 mwN). Diese Vorausset-

zungen hat der Kläger schon deshalb nicht dargelegt, weil er weder dem angefochtenen Urteil 

noch dem erwähnten Urteil des BSG vom 25. Januar 1973 abstrakte Rechtssätze entnommen 

und gegenübergestellt hat. Im Übrigen behauptet er insoweit allein die Unrichtigkeit des ange-

fochtenen Urteils im Einzelfall.  

 

Soweit der Kläger schließlich den Begriff der arbeitnehmerähnlichen Tätigkeit erörtert, ist 

bereits nicht ersichtlich, welchen Zulassungsgrund er damit geltend machen will.  
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Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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